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FernunterrichtaufdemPrüfstand
Corona hat die Schule rasant digitalisiert. Jetzt sieht die kantonale Datenschutzbeauftragte nochmals genauer hin.

Matthias Scharrer

Als Mitte März der Corona-
Lockdown begann, musste alles
sehr schnell gehen. Von einem
Tag auf den anderen stellten die
Schulen auf Fernunterricht um.
Sie setzten dabei vielfach auch
auf Onlineprodukte wie Zoom
für Videokonferenzen oder
Schabi (Schule am Bildschirm).

Jetzt sind die Schulen wieder
offen, doch es droht eine zweite
Coronawelle. «Es gibt bereits
wieder Klassen, die daheim blei-
ben müssen, weil es Ansteckun-
gen gab», sagt Urs Dietschi,
Kantonsrat der Grünen. Mehre-
re Kantone sind davon betrof-
fen. Im Kanton Zürich traf es
letzte Woche in Kloten einen
ganzen Hort; eine andere Schul-
klasse musste kürzlich vorsichts-
halber zwei Tage lang zu Hause
bleiben, wie eine Sprecherin der
kantonalen Bildungsdirektion
gestern auf Anfrage sagte.

Die Onlineprodukte für den
Fernunterricht werden also teils
weiterhin gebraucht. Vor diesem
Hintergrund wollte Dietschi
wissen, wie es dabei um den Ju-
gend- und Datenschutz steht.
Schliesslich habe die kantonale
Datenschutzstelle die Tools für
den Fernunterricht in der Eile
des Lockdowns nur summarisch
geprüft. Zudem hatte Dietschi
von einem Politiker einer ande-
ren Partei erfahren, dass auf
Zoom bei einer virtuellen Par-
teikonferenz plötzlich ein Porno
lief. «Und niemand wusste, wie
man den wieder wegbringt.»

Also reichte der grüne Kan-
tonsrat und Informatiker eine
Anfrage an den Regierungsrat
ein, mitunterzeichnet von Chris-
toph Ziegler (GLP) und Carmen
Marty Fässler (SP). Nun liegen
die Antworten der Regierung
vor. «Am 19. Juni 2020 endete
die ausserordentliche Lage im
Bund und im Kanton Zürich»,
heisst es darin. Und: «Während

der Coronakrise eingesetzte
Produkte, die nicht alle Kriterien
des Datenschutzes erfüllen, sind
danach einer erneuten Risiko-
analyse zu unterziehen und
dürfen nicht mehr uneinge-
schränkt weiter genutzt wer-
den.» Die kantonale Daten-
schutzbeauftragte werde Merk-
blätter als Entscheidungshilfe
veröffentlichen.

Im Vordergrund stehen da-
bei die meistgenutzten Produk-
te und jene, zu denen am meis-
ten Fragen auftauchten, wie die
Datenschutzbeauftragte Domi-
nika Blonski gestern auf Anfrage
mitteilte. Microsoft 365 Teams
etwa könne unter Berücksichti-
gung des Datenschutz-Leitfa-

dens problemlos als Unterrichts-
hilfsmittel weiterverwendet
werden.

Zoom arbeite hart daran,
sein Videokonferenz-Tool zu
verbessern. Mit der US-Firma
fänden derzeit Verhandlungen
statt über den möglichen daten-
schutzkonformen Einsatz von
Zoom in der Zukunft. Beim in
der Coronazeit vielgenutzten
Programm Schabi habe aus Zeit-
gründen allerdings keine ver-
tiefte Prüfung durchgeführt
werden können. Die neuen
Merkblätter zu den im Unter-
richt einsetzbaren Tools würden
im Laufe der Sommerferien
unterwww.datenschutz.chveröf-
fentlicht.

Dietschi wollte auch wissen, wie
es mit der Entwicklung von Vi-
deo- und Meetingtools für den
Unterricht an Zürcher Schulen
weitergeht. In der Volksschule
sei dies Sache der Gemeinden,
hält der Regierungsrat fest. Für
die daran anknüpfende Sekun-
darstufe 2 verweist er auf ein
Projekt für Informations- und
Kommunikationstechnik (IKT).
Video- und Meetingtools wür-
den dabei Bestandteile der
IKT-Grundversorgung.

«Die Kriterien Daten- und
Jugendschutz werden Teil der
Ausschreibung sein», so der Re-
gierungsrat weiter. Diese soll
gegen Ende dieses Jahres erfol-
gen, wie es auf Anfrage beim

kantonalen Mittelschul- und
Hochschulamt heisst.

«Ichfindeesbedenklich,
sichsoherauszuwinden»
Dietschi zeigt sich enttäuscht
von der Antwort des Regie-
rungsrats: «Die Bildungsdirek-
tion überlässt das Thema in der
Volksschule den Gemeinden.
Ich finde es bedenklich, sich so
herauszuwinden.» Schliesslich
seien die Unterstufen genauso
betroffen. New York etwa habe
den Einsatz von Zoom an Schu-
len verboten. SP-Kantonsrätin
Marty Fässler begrüsst es, dass
die Datenschutzbeauftragte die
entsprechenden Tools jetzt noch
einmal unter die Lupe nimmt.

Fernunterricht bleibt aktuell: In mehreren Kantonenmussten Schulklassen wegen Corona bereits wieder zu Hause bleiben. Symbolbild: key

Tempo30sorgt tatsächlich fürmehrRuhe
Lärmmessungen von neun Zürcher Strassen zeigen die Wirkung von Tempo 30.

Die Diskussion um Tempo 30
wurde in der Vergangenheit oft
kontrovers und emotional ge-
führt. Bürgerliche Verkehrspoli-
tiker sind überzeugt, dass Tem-
po 30 nicht so viel bringt wie von
den Behörden erhofft, und ledig-
lich die Autofahrer weiter aus-
bremst. Um die Diskussion «zu
versachlichen», wie es der Kan-
ton ausdrückt, führten Stadt und
Kanton Zürich eine Analyse
durch. Auf neun Tempo-30-
Strecken in der Stadt wurde ge-
messen, wie stark der Lärm sinkt
– und ob sich die Autofahrer an
die neue Tempovorgabe halten.
Gemessen wurde vor und nach
der neuen Signalisation.

Die gestern publizierten Re-
sultate zeigen, dass der Lärm
tatsächlich abnimmt. Die Re-
duktion liegt tagsüber zwischen
0,6 und 2,9 Dezibel und in der
Nacht zwischen 1,1 und 3,1 De-
zibel. «Leiser» wird Lärm ab
einer Reduktion von 1 Dezibel

wahrgenommen. Vor allem in
der Nacht sorgt Tempo 30 also
für mehr Ruhe.

Bei jenen Strecken, bei
denen der Lärm nur um 0,6 De-
zibel abnahm, half Tempo 30
also nicht viel. Dies liegt aber
nicht primär am Konzept Tem-
po 30 als vielmehr daran, dass
sich viele Autofahrer nicht an
die neue Vorgabe hielten. Vor al-
lem auf der Rämi- und auf der
Steinstrasse sind nach wie vor
viele zu schnell unterwegs. Ver-
lagerungseffekte in die Quartie-
re wurden bei allen untersuch-
ten Strecken keine festgestellt.

AuchderBus fährt
langsamer
Tieferes Tempo bedeutet logi-
scherweise aber längere Reise-
zeit. Die Analyse zeigt, dass die
Reisezeit pro 100 Meter um 1 bis
3 Sekunden zunimmt. Dies gilt
auch für den ÖV. Auch ein Bus
kommt langsamer vorwärts,

weil Tempo 30 auch für ihn gilt.
«Auf Verlustzeiten beim ÖV
müssen wir besonders achten»,
wird Volkswirtschaftsdirektorin
Carmen Walker Späh (FDP) in
der Mitteilung zitiert. Schliess-
lich trage ein attraktiver, gut ver-
netzter ÖV auch zur Reduktion
des Strassenlärms bei.

Beim Automobil-Club ACS
kommt die Untersuchung mit-
telmässig an. Zwar würden die
gemessenen Lärmreduktionen
grossmehrheitlich den früher
gemachten Berechnungen ent-
sprechen. Zuverlässige Aussa-
gen zum Ausweichverkehr in die
Quartiere würden aber fehlen,
weil sich Autofahrer zuerst an
ein neues Regime gewöhnen
müssten. Zudem bleibe Zürich
für Autofahrer ein Flickentep-
pich, teilte der ACS mit. Das
Temporegime wechsle dauernd.
Für den Verkehrsteilnehmer sei
es schwierig, festzustellen, wel-
ches Tempo gerade gelte. Diese

Unsicherheit führe dazu, dass
Autofahrer durch Kontrollen im
Tempo-30-Bereich «rasch und
unnötig kriminalisiert» würden.

Mehr Begeisterung kommt
vom Verkehrs-Club VCS. Die
Analyse zeige, was längst be-
kannt gewesen sei. «Tempo 30
wirkt, wir wussten es schon lan-
ge», schreibt der VCS. Aller-
dings teilt der autokritische VCS
in einem Punkt die Meinung des
ACS: Zürich ist ein Flickentep-
pich geworden, der für Autofah-
rer schwer nachvollziehbar ist.

Die Grünen begrüssen die
Resultate der Lärm-Analyse.
Jetzt sei der Zeitpunkt gekom-
men, an dem die Regierung end-
lich vorwärts machen solle,
schreiben sie. Nicht nur Zürich
und Winterthur, sondern auch
viele andere Gemeinden wür-
den schon lange darauf warten,
dass der Kanton seine zögerli-
che Haltung gegenüber Tempo
30 ablege. (sda)

Mehr Junge sollen
Stipendienerhalten
Bildung Ab kommendem Jahr
sollen mehr junge Menschen im
Kanton Zürich Stipendien erhal-
ten. In Ausnahmefällen werden
Stipendien bis zum Ende des 28.
Altersjahres bezahlt. Auf den
1. Januar 2021 treten die neue
Verordnung über die Ausbil-
dungsbeiträge und die Änderun-
gen des Bildungsgesetzes in
Kraft, wie der Kanton Zürich
gestern mitteilte. Das Stipen-
dienwesen soll dadurch verein-
facht werden. Künftig sollen
mehr junge Menschen in Ausbil-
dung Zugang zu Ausbildungs-
beiträgen erhalten, insbesonde-
re auch aus der Berufsbildung.
Existenzsichernde Stipendien
werden neu bis zum Ende des
25. Altersjahres bezahlt, in Aus-
nahmefällen bis zum Ende des
28. Altersjahres. Danach stehen
den Berechtigten reduzierte Sti-
pendien oder rückzahlbare exis-
tenzsichernde Darlehen zur Ver-
fügung. Ab dem 35. Altersjahr
können nur noch Darlehen be-
zogen werden. (sda)

Rettungseinsatz
inderFreizeit
Höngger Wehr Ein Mitarbeiter
der Zürcher Stadtpolizei hat am
Mittwoch in seiner Freizeit
einen Schwimmer aus der Lim-
mat gerettet. Am Mittwoch um
15.45 Uhr sei bei der Einsatzzen-
trale die Meldung eingegangen,
dass ein Schwimmer unterhalb
des Kraftwerks Höngg um Hilfe
rufen würde, teilte die Stadtpoli-
zei gestern mit. Eine Patrouille
der Wasserschutzpolizei sei so-
fort ausgerückt. Zur selben Zeit
habe sich ein Stadtpolizist in sei-
ner Freizeit auf der Werdinsel
befunden und die Hilferufe
ebenfalls gehört. Er sei ohne zu
Zögern ins Wasser gesprungen,
zu dem entkräfteten Schwim-
mer geschwommen und habe
diesen ans Ufer transportiert. So
habe er einen gravierenden Ba-
deunfall verhindert. (sda)

UBSspendetUniZürich
weitere25MillionenFranken
Bildung Die Grossbank UBS
verlängert ihr Sponsoring für die
Universität Zürich. Sie wird in
den kommenden zehn Jahren
insgesamt rund 25 Millionen
Franken in das «UBS Center for
Economics in Society» investie-
ren. Dieses Sponsoring hatte vor
einigen Jahren für einen Skandal
gesorgt. Die UBS nehme ihre ge-
sellschaftliche Verantwortung
auch in schwierigen Zeiten
wahr, liess sich UBS-Chef Sergio
Ermotti in einer Universitäts-
mitteilung von gestern zitieren.
Dieses erneute Engagement sei
ein klares Bekenntnis zum Bil-
dungs- und Wissenschafts-
standort Schweiz.

Mit dem Geld will die Uni-
versität eine zusätzliche Profes-
sur schaffen und das bestehende
Stipendienprogramm für Dok-
torierende weiterführen. Ziel sei
es, mittelfristig eines der welt-
weit führenden Wirtschaftsins-
titute zu führen. Im Jahr 2012
überwies die UBS erstmals Mil-

lionen an die Universität Zürich.
Dies sorgte damals bei Wissen-
schaftlern für Empörung, weil
sie fürchteten, dass die Bank in-
haltlichen Einfluss nehmen
könnte.

Für Schlagzeilen sorgte da-
mals auch, dass sich die Univer-
sität Zürich weigerte, den Spon-
soringvertrag öffentlich zu ma-
chen. Politiker verlangten
daraufhin, dass die Universität
bezüglich ihrer Sponsoren mehr
Transparenz schafft. Seit 2019
führt die Universität nun eine
Sponsoren-Datenbank im Inter-
net, die Auskunft gibt über Be-
träge, Spender und Verwen-
dungszweck. Auch die Interes-
senbindungen der Professoren
werden offengelegt. Die Univer-
sität Zürich finanziert sich seit
Jahren zunehmend über Dritt-
mittel. Zu den grosszügigsten
Spendern gehören neben Ban-
ken Technologie- und Pharma-
firmen, aber auch vermögende
Familienstiftungen. (sda)
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